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Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-339/21 | Colt Technology Services u. a. 

Telekommunikationsbetreiber können verpflichtet werden, auf Verlangen 

einer Justizbehörde gegen die Zahlung von Pauschalsätzen Leistungen zur 

Überwachung des Telekommunikationsverkehrs zu erbringen  

Das Unionsrecht verlangt keine vollständige Erstattung der tatsächlich entstandenen Kosten  

In Italien sind die Telekommunikationsbetreiber verpflichtet, auf Verlangen der Justizbehörden gegen die Zahlung 

von Pauschalsätzen Maßnahmen zur Überwachung des Fernmeldeverkehrs (Sprachkommunikation, 

computergestützte und telematische Kommunikation sowie Datenverkehr) durchzuführen. Die Beträge, die sie 

hierfür erhalten, wurden durch ein Dekret aus dem Jahr 2017 geändert. Dieses Dekret legte fest, dass die 

Erstattungen der Kosten im Zusammenhang mit diesen Überwachungsmaßnahmen um mindestens 50 % gekürzt 

werden sollten. Die betroffenen Telekommunikationsbetreiber begehrten vor den italienischen Gerichten die 

Nichtigerklärung dieses Dekrets und brachten vor, dass die vorgesehenen Beträge die entstandenen Kosten nicht 

vollständig deckten. Der italienische Staatsrat, bei dem Rechtsmittel eingelegt wurden, möchte vom Gerichtshof 

wissen, ob das Unionsrecht verlangt, dass die Kosten, die den Betreibern im Rahmen der Durchführung 

solcher Überwachungsvorgänge tatsächlich entstanden sind, vollständig erstattet werden.  

Mit seinem heutigen Urteil verneint der Gerichtshof diese Frage. Das Unionsrecht steht einer nationalen Regelung 

nicht entgegen, die keine vollständige Erstattung der Kosten vorschreibt, die den Anbietern elektronischer 

Kommunikationsdienste bei der Ermöglichung der rechtmäßigen Überwachung der elektronischen Kommunikation 

durch die zuständigen nationalen Behörden tatsächlich entstanden sind, sofern diese Regelung nicht 

diskriminierend, verhältnismäßig und transparent ist.  

Der Gerichtshof führt aus, dass die Allgemeingenehmigung für die Bereitstellung elektronischer 

Kommunikationsnetze oder -dienste nach dem europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation von den 

Mitgliedstaaten an bestimmte Bedingungen geknüpft werden kann. Zu diesen Bedingungen zählt die Ermöglichung 

der rechtmäßigen Überwachung des Telekommunikationsverkehrs.  

Hieraus ergibt sich, dass der Unionsgesetzgeber weder vorschrieben noch ausgeschlossen hat, dass die 

Mitgliedstaaten die Kosten erstatten, die den Unternehmen, die die rechtmäßige Überwachung des 

Telekommunikationsverkehrs ermöglichen, entstanden sind. Die Mitgliedstaaten verfügen daher über einen 

Ermessensspielraum. 

Nach Auffassung des Gerichtshofs hat Italien von diesem Ermessensspielraum unter Wahrung der Grundsätze der 

Nichtdiskriminierung, der Verhältnismäßigkeit und der Transparenz Gebrauch gemacht. Die vorgesehenen 

Erstattungen sind nämlich für alle Betreiber von elektronischen Kommunikationsdiensten in Italien vergleichbar, da 

sie auf der Grundlage von einheitlichen Pauschalsätzen vorgesehen sind. Bei der Berechnung dieser Sätze werden 

der technologische Fortschritt in dem Sektor, infolge dessen bestimmte Leistungen weniger kostenaufwändig 
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geworden sind, sowie der Umstand berücksichtigt, dass diese Leistungen für allgemeine Zwecke im öffentlichen 

Interesse wesentlich sind und nur von den Telekommunikationsbetreibern erbracht werden können. Schließlich 

werden die Sätze durch einen förmlichen Verwaltungsakt festgelegt, der veröffentlicht und frei einsehbar ist. 

HINWEIS: Im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens können die Gerichte der Mitgliedstaaten in einem bei 

ihnen anhängigen Rechtsstreit dem Gerichtshof Fragen nach der Auslegung des Unionsrechts oder nach der 

Gültigkeit einer Handlung der Union vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet nicht über den nationalen Rechtsstreit. 

Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Rechtssache im Einklang mit der Entscheidung des Gerichtshofs zu 

entscheiden. Diese Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere nationale Gerichte, die mit einem 

ähnlichen Problem befasst werden. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext des Urteils wird am Tag der Verkündung auf der Curia-Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost ✆  (+352) 4303 3255. 
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